
Optimierter Vorschlag der CDU-Fraktion 
 
 

 
§ 18 
 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 
 
 

1. Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidungen trifft für die 
Beamtinnen/Beamten und tariflich Beschäftigen der Stadt Rheine gem. § 
74 Abs. 1 GO grundsätzlich die Bürgermeisterin/der Bürgermeister unter 
Einhaltung des Stellenplanes. 

 
Unbeschadet der der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister zustehenden 
Rechte im Rahmen ihrer/seiner Organisationshoheit gem. § 62 Abs. 1 Satz 
2 und 3 GO behält sich der Rat der Stadt Rheine die Entscheidung über 
folgende Angelegenheiten nach Vorberatung im Haupt- und Finanzaus-
schuss vor: 
 

a) Einstellung (einschließlich Versetzung von einem anderen Diensther-
ren), Anstellung, Beförderung und Entlassung von Beamtin-
nen/Beamten des höheren Dienstes. Der Rat verzichtet auf die Ent-
scheidung über die Entlassung, wenn sie auf Antrag der Beam-
tin/des Beamten erfolgt oder durch Gesetz zwingend vorgeschrieben 
ist. 

 
b) Begründung, Änderung und Beendigung von Beschäftigungsverhält-

nissen ab Entgeltsgruppe 13 TVöD, und zwar für  
- Fachbereichsleiter/innen und deren Stellvertreter/innen 
- Produktverantwortliche 

 
2. bleibt unverändert 
 


